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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Haushaltskontrollausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. weist darauf hin, dass die Bekämpfung der Korruption und des organisierten Verbrechens 

eine der wichtigsten Prioritäten für jedes Land ist, das als Bewerber oder potenzieller 

Bewerber einen Beitritt zur Europäischen Union anstrebt; 

2. betont erneut die große Bedeutung einer unabhängigen Justiz, des Schutzes und der 

Förderung der Grundrechte und eines wirksamen Kampfes gegen die Korruption für die 

Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie; begrüßt das neue 

Verhandlungskonzept der EU, das diese grundlegenden Bereiche in den Mittelpunkt des 

Beitrittsverfahrens rückt und eine frühzeitige Öffnung der Verhandlungskapitel 23 und 24 

beinhaltet, wobei klare und detaillierte Aktionspläne zum Einsatz kommen, die einen 

Anreiz bieten, die benötigten Rechtsvorschriften und Institutionen zu schaffen und 

überzeugende Fortschritte bei der Umsetzung vorzuweisen; betont, dass während des 

gesamten Verfahrens transparente und gerechte Maßstäbe zur Anwendung kommen 

müssen, anhand derer die Kriterien in konkrete Schritte hin zu einem Beitritt umgewandelt 

werden; 

3. ist der Auffassung, dass im Interesse der Verbesserung der Unabhängigkeit, der 

Rechenschaftspflicht, der Unparteilichkeit, der Professionalität, der Transparenz und der 

Effizienz der Justizsysteme die finanzielle Unterstützung der EU insbesondere im 

Hinblick auf die Rechtsstaatlichkeit stärker mit den Prioritäten der Erweiterungspolitik 

verknüpft werden muss; betont, dass berechenbare und ausreichende Finanzmittel eine 

grundlegende Voraussetzung für nachhaltige Justizreformen darstellen; weist auf die 

große Bedeutung fortlaufender beruflicher Schulungsmaßnahmen für Richter, 

Staatsanwälte und Justizbeamte hin; fordert zusätzliche finanzielle Unterstützung und 

Engagement für die einschlägigen Akteure der Zivilgesellschaft, damit die Transparenz in 

der Justiz verstärkt werden kann und ihre langfristigen Kapazitäten verbessert werden 

können, sowie für alle, die über die korrekte Verwendung der Mittel wachen und im Falle 

eines Missbrauchs entsprechende Hinweise geben; 

4. wünscht den Nachweis unparteiischer und erfolgreicher Strafverfolgungen und 

Gerichtsurteile im Kampf gegen Korruption auch dann, wenn bekannte Persönlichkeiten 

unter Anklage stehen, um das Vertrauen der Bürger in die Rechtsstaatlichkeit und die 

öffentlichen Institutionen zu stärken; fordert die einschlägigen Behörden auf, die 

interinstitutionelle Zusammenarbeit insbesondere mit den Strukturen zur Durchsetzung 

des Rechts zu verbessern, die Öffentlichkeit zu sensibilisieren, Kapazitäten für die 

Planung, Durchsetzung und Überwachung von Vorschriften und Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Korruption aufzubauen sowie eng mit der Gruppe der Staaten gegen 

Korruption (GRECO) und mit unabhängigen staatlichen Stellen wie beispielsweise 

Agenturen zur Bekämpfung der Korruption zusammenzuarbeiten; fordert die Umsetzung 

von Strategien zur Verhütung und Bekämpfung der Korruption auf nationaler und 

internationaler Ebene; 
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5. bedauert, dass die im Rahmen der Komponente IPA-I gewährte finanzielle Unterstützung 

angesichts der Bedeutung dieser Bereiche nicht ausreichend erscheint; stellt jedoch fest, 

dass die Aufnahmefähigkeit für IPA-I-Mittel in den Bereichen der Rechtsstaatlichkeit in 

einigen tatsächlichen und potenziellen Bewerberländern begrenzt ist; hält eine bessere 

Verwaltung der Heranführungshilfen in diesem Bereich unter der Komponente IPA-II für 

unabdingbar und betont, dass Fortschritte hin zur Verwirklichung spezifischer Ziele im 

Zusammenhang mit einer unabhängigen und effizienten Justiz und Rechtsstaatlichkeit und 

bei der Bekämpfung der Korruption sowie die Umsetzung dieser Fortschritte begleitet und 

auf der Grundlage quantitativer und qualitativer Indikatoren bewertet werden sollten; ist 

außerdem der Ansicht, dass im Rahmen der Komponente IPA-II ein Leistungsanreiz 

geschaffen werden muss, damit deutliche Fortschritte bei der Verwirklichung der in den 

Strategiepapieren festgelegten Ziele belohnt werden; 

6. ist der Ansicht, dass die Presse- und Medienfreiheit sowie die digitale Freiheit 

unabdingbar für die demokratische Kontrolle und ein wichtiger Bestandteil des Kampfes 

gegen die Korruption sind, da sie sowohl eine Plattform für die Freiheit der 

Meinungsäußerung bereitstellen als auch der Öffentlichkeit Zugang zu Informationen 

gewähren; fordert deshalb, dass diese Freiheiten im Rahmen von Programmen des IPA 

aktiv gefördert werden, wobei sich diese Programme sowohl an Regierungen und Bürger 

als auch an die Presse und die Medien richten sollten; 

7. betont im Zusammenhang mit den Heranführungsmitteln, dass das Parlament in den 

tatsächlichen und potenziellen Bewerberländern aktiv an der Überwachung der 

Mittelzuweisung und der getätigten Ausgaben beteiligt sein sollte, wobei alle Bereiche 

einschließlich der Justizsysteme und der Bekämpfung der Korruption mit einbezogen 

werden sollten; betont aus diesem Grund, dass das Parlament stets über die Ausführung 

des IPA und die Zuweisung von Mitteln für tatsächliche und potenzielle Bewerberländer 

unterrichtet sein sollte. 
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